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M7 – Plakat Basiswissen Tarifvertrag der IG BAU 

	�f unter igbau.de/Basiswissen-Tarifvertrag.html zum freien Download
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M8 – Schaubild - So entsteht ein Tarifvertrag (Quelle: www.sozialpolitik.de)



Lernfeld - Betriebliche Zusammenhänge 

39

M9 – Rollenspiel Betriebsrat (Quelle: ver.di -KOFAviii)
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Anhang B: Rollenbeschreibungen
Das Unternehmen: Eco-Tours

Eco-Tours ist ein junges Unternehmen, das sich auf Gruppenreisen in Europa spezialisiert. Es hat sich von 
einem kleinen Betrieb mit 5 Mitarbeitern in den letzten 5 Jahren zu einem aufstrebenden Unternehmen mit 
50 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern gewandelt. Im letzten Jahr wurde auch ein Betriebsrat mit drei Betriebs-
räten gegründet. Das Unternehmen will nun in den nachhaltigen Tourismus einsteigen. Zu diesem Zweck 
will sich das Unternehmen zertifizieren lassen. In der Geschäftsführung werden verschiedene Maßnahmen 
diskutiert, um die Neuausrichtung des Unternehmens erfolgreich zu gestalten. Dazu gehören unter anderem: 

•	 Der Umzug in eine neue Geschäftsstelle – ein energieeffizientes Bürogebäude, das nicht nur günstiger ist, 
sondern auch zur nachhaltigen Orientierung des Unternehmens beitragen soll. Die neue Geschäftsstelle 
befindet sich allerdings 30 km von der jetzigen entfernt.

•	 Eine Veränderung der Öffnungszeiten des Reisebüros, da so früh fast niemand Reisen bucht, und die Kun-
dinnen und Kunden so besser nach Feierabend vorbeikommen können: Werktags statt von 9.00 - 17:30 
Uhr, von 10:30 -19:00 und samstags statt von 8.00 bis 14.00 von 10.00 bis 17:30.

•	 Die kritische Phase des Umzugs und der Neuausrichtung wird voraussichtlich von April bis September 
nächsten Jahres stattfinden. Da man alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dafür benötigt, soll eine generel-
le Urlaubssperre für diesen Zeitraum verhängt werden.

 
Position: Arbeitnehmer/innen:

Arbeitnehmerin A:
Ist 29 Jahre alt, arbeitet im Reisebüro in Teilzeit 24 Stunden die Woche (normalerweise Montag bis Mittwoch 
von 9.00- 17:30 Uhr) und hat ein Kleinkind (2 Jahre). Sie hörte von den vorgesehenen veränderten Arbeits-
zeiten, die für sie mehr als ungünstig wären: Ihre Kita bietet nur eine Betreuung bis maximal 18:00 Uhr, und da 
ihr Partner beruflich bedingt nicht vor 20 Uhr nach Hause kommen kann, könnte niemand das Kind abholen. 
Sie erwartet vom Betriebsrat, dass er die geplante Änderung der Öffnungszeiten verhindert. Nicht nur sind 
diese für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit Kindern unverträglich, sondern die Zeit am Morgen vor dem 
Kundenansturm wird dringend gebraucht, um allgemeine Bürotätigkeiten zu erledigen.

Arbeitnehmer B: 
Ist 25 Jahre alt, arbeitet Vollzeit im Reisebüro, ist ledig und leidenschaftlicher Basketballspieler. Auch er hat 
von den veränderten Öffnungszeiten und auch der Urlaubssperre gehört. Da sein Basketballtraining, das drei 
Mal die Woche stattfindet, um 19:00 Uhr anfängt, findet er die Öffnungszeiten unsozial: schließlich sei es doch 
wichtig, dass man einen Ausgleich und ein Hobby neben dem Beruf pflegt. Und außerdem sei auch schon 
eine große Sommerreise mit der Mannschaft geplant: Die wolle er nicht absagen, nur weil das Unternehmen 
sich strategisch neu ausrichtet. Er erwartet vom Betriebsrat, dass er sich für Öffnungszeiten bis höchstens 
18:00 Uhr einsetzt und dafür, dass man die Umstrukturierung auf den Herbst und Winter verlegt – da wolle 
sowieso niemand in Urlaub fahren.

Arbeitnehmer C: 
Ist 40 Jahre, verheiratet, hat zwei Kinder (6 und 8 Jahre) und arbeitet in der Geschäftsstelle Vollzeit. Auch er 
hat von der Urlaubssperre gehört. Da seine Kinder schulpflichtig sind und 6 Wochen Sommerferien haben, ist 
das die einzige Zeit, in der man als Familie gemeinsam mal länger Urlaub machen kann. Er möchte, dass der 
Betriebsrat die Urlaubssperre verhindert, oder zumindest Ausnahmen für Angestellte mit Kindern aushandelt.

Arbeitnehmerin D: 
Ist 60 Jahre alt und arbeitet in der Geschäftsstelle. Sie hat es immer genossen, dass Sie mit dem Rad zur 
Arbeit fahren kann, wie so viele der anderen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer auch. Mit der Verlegung 
der Geschäftsstelle müsste sie nun mit dem Auto fahren, was nicht nur teuer, sondern auch umweltschäd-
licher sei. Muss man denn überhaupt umziehen? Der Betriebsrat soll das verhindern!
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Arbeitnehmer E: 
Ist 30 Jahre alt, ledig, arbeitet im Reisebüro und findet die geplanten Änderungen gar nicht schlimm. Man 
solle doch froh sein, dass man Arbeit habe und dass es dem Betrieb gut gehe. Wenn die Änderungen dafür 
sorgen, dass der Umsatz steigt, dann ist er voll dafür. Außerdem fährt er sowieso lieber im Winter in Urlaub. 
Immer diese Extrawünsche von Leuten mit Kindern

•	 das geht ihm langsam auf die Nerven.

Position: Arbeitgeber: Geschäftsführung

Sie waren schon nicht so begeistert davon, dass ein Betriebsrat gegründet wurde

•	 früher hat man doch auch alles persönlich und direkt geregelt. Natürlich schätzen sie ihre Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter, das haben sie ihnen ja auch immer wieder klar zum Ausdruck gebracht: Ohne deren tollen 
Einsatz wäre das Unternehmen sicherlich nicht so schnell gewachsen. Nun haben Sie gehört, dass es 
Unruhen wegen der geplanten Veränderungen in der Belegschaft gibt. Ein Treffen mit dem Betriebsrat ist 
angesagt. Sie wollen, dass der Betriebsrat den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern noch mal deutlich 
macht, dass die geplanten Veränderungen für den Erfolg des Unternehmens wichtig sind. Sie können so-
wieso nicht verstehen, wo das Problem liegt: Ein tolles neues Bürogebäude und mehr Kundenorientierung 
durch bessere Öffnungszeiten: Das muss doch auch für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter interessant 
bzw. ihnen ein Anliegen sein.

 
Position: Betriebsrat:

Sie sind seit einem Jahr gewählter Betriebsrat. Bis jetzt gab es kaum Auseinandersetzungen mit der Ge-
schäftsführung. Alles lief super. Nun diese geplanten Veränderungen: Sie wissen, es brodelt in der Beleg-
schaft. Sie haben eine Mitarbeiterversammlung vor dem Treffen mit der Geschäftsführung anberaumt und 
fragen sich, was da wohl für Anfragen kommen werden und ob die realistisch sind. Sie sind aber bereit, für 
die Kolleginnen und Kollegen das Möglichste zu tun (solange es mit den wirtschaftlichen Betriebszielen ver-
einbar ist).
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Anhang C: Auszüge aus dem  
                 Betriebsverfassungsgesetz
§ 80 Allgemeine Aufgaben

(1) Der Betriebsrat hat folgende allgemeine Aufgaben:
1. darüber zu wachen, dass die zugunsten der Arbeitnehmer geltenden Gesetze, Verordnungen, Unfallver-
hütungsvorschriften, Tarifverträge und Betriebsvereinbarungen durchgeführt werden;
2. Maßnahmen, die dem Betrieb und der Belegschaft dienen, beim Arbeitgeber zu beantragen;
2a. die Durchsetzung der tatsächlichen Gleichstellung von Frauen und Männern, insbesondere bei der Ein-
stellung, Beschäftigung, Aus-, Fort- und Weiterbildung und dem beruflichen Aufstieg, zu fördern;
2b. die Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstätigkeit zu fördern; Anregungen von Arbeitnehmern und der 
Jugend- und Auszubildendenvertretung entgegenzunehmen und, falls sie berechtigt erscheinen, durch Ver-
handlungen mit dem Arbeitgeber auf eine Erledigung hinzuwirken; er hat die betreffenden Arbeitnehmer über 
den Stand und das Ergebnis der Verhandlungen zu unterrichten;
4. die Eingliederung Schwerbehinderter und sonstiger besonders schutzbedürftiger Personen zu fördern;
5. die Wahl einer Jugend- und Auszubildendenvertretung vorzubereiten und durchzuführen und mit dieser zur 
Förderung der Belange der in § 60 Abs. 1 genannten Arbeitnehmer eng zusammenzuarbeiten; er kann von der 
Jugend- und Auszubildendenvertretung Vorschläge und Stellungnahmen anfordern;
6. die Beschäftigung älterer Arbeitnehmer im Betrieb zu fördern;
7. die Integration ausländischer Arbeitnehmer im Betrieb und das Verständnis zwischen ihnen und den deut-
schen Arbeitnehmern zu fördern, sowie Maßnahmen zur Bekämpfung von Rassismus und Fremdenfeindlich-
keit im Betrieb zu beantragen;
8. die Beschäftigung im Betrieb zu fördern und zu sichern;
9.Maßnahmen des Arbeitsschutzes und des betrieblichen Umweltschutzes zu fördern.

§ 85 Behandlung von Beschwerden durch den Betriebsrat

(1) Der Betriebsrat hat Beschwerden von Arbeitnehmern entgegenzunehmen und, falls er sie für berechtigt 
erachtet, beim Arbeitgeber auf Abhilfe hinzuwirken.
(2) Bestehen zwischen Betriebsrat und Arbeitgeber Meinungsverschiedenheiten über die Berechtigung der 
Beschwerde, so kann der Betriebsrat die Einigungsstelle anrufen. Der Spruch der Einigungsstelle ersetzt 
die Einigung zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat. Dies gilt nicht, soweit Gegenstand der Beschwerde ein 
Rechtsanspruch ist.
(3) Der Arbeitgeber hat den Betriebsrat über die Behandlung der Beschwerde zu unterrichten. § 84 Abs. 2 
bleibt unberührt.

§ 86 Ergänzende Vereinbarungen

Durch Tarifvertrag oder Betriebsvereinbarung können die Einzelheiten des Beschwerdeverfahrens geregelt 
werden. Hierbei kann bestimmt werden, dass in den Fällen des § 85 Abs. 2 an die Stelle der Einigungsstelle 
eine betriebliche Beschwerdestelle tritt.

§ 86a Vorschlagsrecht der Arbeitnehmer

Jeder Arbeitnehmer hat das Recht, dem Betriebsrat Themen zur Beratung vorzuschlagen. Wird ein Vorschlag 
von mindestens 5 vom Hundert der Arbeitnehmer des Betriebs unterstützt, hat der Betriebsrat diesen inner-
halb von zwei Monaten auf die Tagesordnung einer Betriebsratssitzung zu setzen.

Dritter Abschnitt Soziale Angelegenheiten
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§ 87 Mitbestimmungsrechte

(1) Der Betriebsrat hat, soweit eine gesetzliche oder tarifliche Regelung nicht besteht, in folgenden 
Angelegenheiten mitzubestimmen:

1. Fragen der Ordnung des Betriebs und des Verhaltens der Arbeitnehmer im Betrieb;
2. Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit einschließlich der Pausen sowie Verteilung der Arbeitszeit auf 
die einzelnen Wochentage;
3. vorübergehende Verkürzung oder Verlängerung der betriebsüblichen Arbeitszeit;
4. Zeit, Ort und Art der Auszahlung der Arbeitsentgelte;
5. Aufstellung allgemeiner Urlaubsgrundsätze und des Urlaubsplans sowie die Festsetzung der zeitlichen 
Lage des Urlaubs für einzelne Arbeitnehmer, wenn zwischen dem Arbeitgeber und den beteiligten Arbeitneh-
mern kein Einverständnis erzielt wird;
6. Einführung und Anwendung von technischen Einrichtungen, die dazu bestimmt sind, das Verhalten oder 
die Leistung der Arbeitnehmer zu überwachen;
7. Regelungen über die Verhütung von Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten sowie über den Gesundheits-
schutz im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften oder der Unfallverhütungsvorschriften;
8. Form, Ausgestaltung und Verwaltung von Sozialeinrichtungen, deren Wirkungsbereich auf den Betrieb, das 
Unternehmen oder den Konzern beschränkt ist;
9. Zuweisung und Kündigung von Wohnräumen, die den Arbeitnehmern mit Rücksicht auf das Bestehen 
eines Arbeitsverhältnisses vermietet werden, sowie die allgemeine Festlegung der Nutzungsbedingungen;
10. Fragen der betrieblichen Lohngestaltung, insbesondere die Aufstellung von Entlohnungsgrundsätzen und 
die Einführung und Anwendung von neuen Entlohnungsmethoden sowie deren Änderung;
11. Festsetzung der Akkord- und Prämiensätze und vergleichbarer leistungsbezogener Entgelte, einschließ-
lich der Geldfaktoren;
12. Grundsätze über das betriebliche Vorschlagswesen;
13. Grundsätze über die Durchführung von Gruppenarbeit; Gruppenarbeit im Sinne dieser Vorschrift liegt 
vor, wenn im Rahmen des betrieblichen Arbeitsablaufs eine Gruppe von Arbeitnehmern eine ihr übertragene 
Gesamtaufgabe im Wesentlichen eigenverantwortlich erledigt.
 
(2) Kommt eine Einigung über eine Angelegenheit nach Absatz 1 nicht zustande, so entscheidet die 
Einigungsstelle. Der Spruch der Einigungsstelle ersetzt die Einigung zwischen Arbeitgeber und Be-
triebsrat.

§ 88 Freiwillige Betriebsvereinbarungen

Durch Betriebsvereinbarung können insbesondere geregelt werden
1. zusätzliche Maßnahmen zur Verhütung von Arbeitsunfällen und Gesundheitsschädigungen;
1a. Maßnahmen des betrieblichen Umweltschutzes;
2. die Errichtung von Sozialeinrichtungen, deren Wirkungsbereich auf den Betrieb, das Unternehmen oder
den Konzern beschränkt ist;
3. Maßnahmen zur Förderung der Vermögensbildung;
4. Maßnahmen zur Integration ausländischer Arbeitnehmer sowie zur Bekämpfung von Rassismus und Frem-
denfeindlichkeit im Betrieb.

i 		  VO Berufsausbildung zum Tierwirt/ zur Tierwirtin vom 17.05.2005 (BGBl. I S. 1426), S. 12-13: https://www.bibb.de/dienst/berufesu-
che/de/index_berufesuche.php/profile/apprenticeship/aaa76ut8 

ii 		 Rahmenlehrplan für den Ausbildungsberuf Tierwirt/Tierwirtin (Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 18.03.2005),  
S. 9.: https:// www.bibb.de/dienst/berufesuche/de/index_berufesuche.php/profile/apprenticeship/aaa76ut8

iii 	 United Nations (2015): Sustainable Development Goals, 4 Education.
iv  Abb.1: Clustering: http://www.teachsam.de/politik/lebensformen%20brd/pro_fam/pro_fam_ub_4.htm.
v  Methodenhinweise teilweise zitiert aus dem Projekt AgriSkills des PECO-Instituts (2016-2018): http://agriskills.eu/bildungsprogramm/

de/MB%20Gruppeneinteilung.pdf
vi  Abbildung 2: https://trendblog.euronics.de/pc-notebook/papierloses-buero-zuhause-einrichten-erfahrungsbericht-87485/
vii Abbildung 3: https://de.m.wikipedia.org/wiki/Datei:Landkreise_Brandenburg.svg, veränderte Karte nach Ausbildunsgstandorten.
viii Mit Unterstützung des ver.di Kofa-Projektes; Literaturhinweis: Für eine Übersicht über die wichtigsten Beteiligungsrechte des  

Betriebsrates siehe: Müller-Jentsch, „Soziologie der Industriellen Beziehungen”, Campus Verlag, 1997, S. 270.
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